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Kindsrechtreferendum
gescheitert
Was niemand zu hoffen wagte, ist einge-
treten: Das Referendum gegen das neue
Kindesrecht ist nicht zustande gekom-
men. innerhalb der zur Verfügung ste-
henden neunzig Tage wurden nur rund
27 000 Unterschriften gesammelt, 3000 zu
wenig, um die Gesetzesrevision dem Volk
zur Abstimmung zu unterbreiten. Offen-
sichtlich vermochten die Argumente des
Referendumskomitees, insbesondere die
Vermutung, die rechtliche Besserstellung
des unehelichen Kindes bedrohe die Fa-
milie, nicht zu überzeugen.
Denkbar ist aber auch, dass die Referen-
dumsbefürworter ihre Anstrengungen ein-
schränkten, nachdem sie hatten einsehen
müssen, wie schief sie damit lagen. Vor
allem die nicht ganz von der Hand zu wei-
sende Absicht, die Frauen gegen das neue
Gesetz zu mobilisieren, erwies sich bald
einmal als Fehlspekulation. Noch nie war
die Front der Frauen so geschlossen wie
in dieser Frage. Nach den 14 National-
rätinnen, die sich zum erstenmal über
alle Parteischranken hinweg zu einer ge-
meinsamen Erklärung zusammenschlies-
sen konnten, haben auch sämtliche
Frauenorganisationen, die sich zu dieser
Frage äusserten, das Referendum eindeu-
tig abgelehnt. Auf jeden Fall ist uns keine
einzige zustimmende Meinungsäusserung
bekannt geworden.
Mit der spontanen Einmütigkeit, mit wel-
eher die Frauen das Referendum ablehn-
ten, haben sie Politik gemacht, denn sie
haben verhindern helfen, dass ein gerech-
tes Gesetz zu Fall gebracht wurde. Und
das grüne Licht für diese Gesetzesrevi-
sion lässt uns hoffen, dass der gleiche
fortschrittliche Geist für das neue Ehe-
recht wehen werde.

Was bringt das neue Eherecht?
An unserer Mitgliederversammlung vom
Monat Oktober orientierte Dr. iur. Ursula
Schwander-Bindschedler, Rechtsanwältin,
über das neue Eherecht, über die vorge-
schlagene neue Verteilung der Rechte und
Pflichten und deren Folgen. Wir veröffent-
liehen das Referat in gekürzter Fassung.

Die Wirkungen der Ehe im allgemeinen
Der Revision des Eherechts liegen fol-
gende Gedanken zugrunde:
1.Die Gleichstellung von Mann und Frau

in der Familie,
2. die Anerkennung der Persönlichkeits-

rechte der Frau, und
3. der Schutz der Familie als Urzelle der

Gesellschaft.

Die vorgesehenen Änderungen sind fun-
damental. Zwar bleibt Art. 159 ZGB, der die
Rechte und Pflichten der Ehegatten im
allgemeinen umschreibt und folgender-
massen lautet:
«Durch die Trauung werden die Ehegat-,
ten zur ehelichen Gemeinschaft verbun-
den.
Sie verpflichten sich gegenseitig, das
Wohl der Gemeinschaft in einträchtigem
Zusammenwirken zu wahren und für die
Kinder gemeinsam zu sorgen.
Sie schulden einander Treue und Bei-
stand.»

bestehen. Doch sonst bleibt vom heute
geltenden Recht sozusagen kein Stein auf
dem anderen. Die herkömmliche Zwei-
teilung der Rechte und Pflichten fehlt im
vorliegenden Entwurf, es heisst neu (im
neuen Art. 163):
«Die Ehegatten tragen die ehelichen La-
sten, ein jeder nach seinen Kräften.
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